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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 2 U 280/10 B 
 
L 3 KN 1/10 U (Bayerisches LSG) 
S 1 KN 50/02 U (SG München) 
 
 
 
                               , 
 
 
 
 Klägerin und Beschwerdeführerin, 
 
Prozessbevollmächtigter: ………………………………., 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Rohstoffe und chemische Industrie, 
Kurfürsten-Anlage 62, 69115 Heidelberg, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Januar 2011 durch 

den Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  M e y e r    sowie die Richter   M u t s c h l e r  

und   H e i n z  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde der Klägerin gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des 

Bayerischen Landessozialgerichts vom 28. Juni 2010 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 1, 169 

SGG). Die Klägerin hat zur Begründung der Beschwerde entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG 

den geltend gemachten Zulassungsgrund des Verfahrensmangels (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG) 

nicht hinreichend bezeichnet. Da der Beschluss über eine erfolglose 

Nichtzulassungsbeschwerde nur kurz begründet werden soll und von einer Begründung 

abgesehen werden kann, wenn sie - wie hier - nicht geeignet ist, zur Klärung der 

Voraussetzungen der Revisionszulassung beizutragen (§ 160a Abs 4 Satz 2 SGG), beschränkt 

sich der Senat auf folgende Hinweise: 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision nur zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel 

geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann; er kann auf eine 

Verletzung des § 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur gestützt 

werden, wenn er sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende 

Begründung nicht gefolgt ist. 

 

Die Klägerin hat die gerügte Verletzung des Anspruchs auf rechtliches Gehör (Art 103 GG, § 62 

SGG) nicht aufgezeigt. Dieser Anspruch soll verhindern, dass die Beteiligten durch eine Ent-

scheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, Tatsachen oder 

Beweisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (vgl BSG SozR 3-1500 

§ 153 Nr 1 mwN; BVerfGE 84, 188, 190), und sicherstellen, dass ihr Vorbringen vom Gericht in 

seine Erwägungen miteinbezogen wird (BVerfGE 22, 267, 274; 96, 205, 216 f). Dass und 

weshalb sich die Klägerin während des Berufungsverfahrens bis zur mündlichen Verhandlung 

vor dem LSG nicht hätte äußern können, hat sie in der Beschwerdebegründung nicht dargetan. 

Der Anspruch auf rechtliches Gehör verpflichtet das Prozessgericht grundsätzlich auch nicht, 

die Beteiligten von einer Entscheidung auf eine in Aussicht genommene Beweiswürdigung 

hinzuweisen oder die für die richterliche Überzeugungsbildung möglicherweise leitenden 

Gesichtspunkte vorher mit den Beteiligten zu erörtern (BSG SozR 3-1500 § 112 Nr 2 mwN).  

 

Dass die Klägerin durch das angefochtene Urteil überrascht worden wäre, ist ebenfalls nicht 

schlüssig dargetan. Gründe, die eine Vertagung des Rechtsstreits erforderlich gemacht hätten, 

sind der Beschwerdebegründung nicht zu entnehmen. 

 

Infolgedessen ist auch die behauptete Verletzung des Anspruchs auf ein faires Verfahren nicht 

hinreichend bezeichnet. 

 

Der geltend gemachte Verfahrensmangel der unzureichenden Sachaufklärung (§ 103 SGG) ist 

nur ordnungsgemäß bezeichnet, wenn ua schlüssig dargelegt wird, inwiefern nach den dem 
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LSG vorliegenden Beweismitteln Fragen zum tatsächlichen und medizinischen Sachverhalt aus 

der rechtlichen Sicht des LSG erkennbar offen geblieben sind, damit zu einer weiteren Auf-

klärung des Sachverhalts zwingende Veranlassung bestanden hat und die so zu ermittelnden 

Tatsachen nach der Rechtsauffassung des LSG entscheidungserheblich sind (BSG vom 

19.6.2008 - B 2 U 76/08 B - mwN). Umstände, durch die sich das LSG von seinem sachlich-

rechtlichen Standpunkt aus hätte gedrängt fühlen müssen, Beweis zu erheben, gehen aus der 

Beschwerdebegründung nicht hervor. 

 

Im Kern beanstandet die Klägerin die Richtigkeit der angefochtenen Entscheidung. Darauf kann 

eine Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision jedoch nicht in zulässiger Weise 

gestützt werden. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung der §§ 183, 193 SGG. 
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